Sehr geehrter Herr Niederdraenk,

die mir mit Ihrer Mail vom 24. März übermittelten Fragen zum Thema "Straßenausbaubeitragssatzungen" darf ich auch im Namen meiner Fraktionskolleginnen und -kollegen,

die Sie ebenfalls angeschrieben und ihnen den Fragenkatalog Ihres Sprecherrats vom 24. März übermittelt haben, in der dortigen Reihenfolge beantworten:

1.

Die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen ist erforderlich und sinnvoll. Sie dient dem angemessenen Ausgleich der mit dem Straßenausbau verbundenen Vorteile für die betroffenen

Grundstücke einschließlich entsprechender Wertsteigerungen gegenüber dem Finanzbedarf der Kommunen für die Verbesserung und Erneuerung von Ortsstraßen und beschränkt

öffentlichen Wegen. Ein Verzicht auf die Beteiligung der Anlieger würde die Kommunen vor erhebliche finanzielle  Probleme stellen und eine alternative Finanzierung über den

kommunalen Haushalt eine entgeltlose Bereicherung zulasten aller Gemeindeeinwohner darstellen.

Ein gänzlicher Verzicht auf die Erhebung von Ausbaubeiträgen käme nur in Betracht, wenn den Kommunen eine andere, mindestens ebenso ergiebige eigene Einnahmequelle zur

Finanzierung dieser Aufgabe zur Verfügung gestellt würde. Eine solche ist jedoch nicht in Sicht. Eine Kompensation über die Erhöhung des Hebesatzes der Grundsteuer würde zum

einen dem Grundsatz des Ausgleiches von Sondervorteilen zu Lasten der Allgemeinheit widersprechen, zum anderen gegen den Grundsatz der Unzulässigkeit einer Zweckbindung

von Steuern verstoßen.

Zum Erhalt der kommunalen Straßeninfrastruktur kann also auf die Beitragserhebung nicht verzichtet werden. Eine Abschaffung der Straßenausbaubeiträge kann daher nicht unterstützt

werden.

2.

Mit dem IMS vom 12.07.2016 (Az. IB4-1521-1-25) liegen erste Erläuterungen zum Gesetzesvollzug aufgrund der Änderungen des KAG zum 1. April 2016 vor. Darüber hinaus hat der

Bayerische Gemeindetag Mustersatzungen und -bescheide insbesondere zu den neu eingeführten wiederkehrenden Beiträgen veröffentlicht.

3.

Diese Einschätzung kann nicht geteilt werden. Vielmehr sehen viele Bürger*innen in der Einführung der wiederkehrenden Beiträge eine Verbesserung, da diese sich im Gegensatz

zu den Einmalbeiträgen im niedrigen dreistelligen Bereich bewegen und damit extreme Belastungen vermieden werden.

Auch die Regelung in Art. 5 Abs. 1 a KAG neu, wonach die Gemeinden und Landkreise die voraussichtlich Beitragspflichtigen möglichst frühzeitig über beabsichtigte beitragsfähige

Vorhaben und das Verfahren der Beitragserhebung einschließlich in Betracht kommender Billigkeitsmaßnahmen informieren sollen, trägt sicherlich zu einer weiteren Verbesserung

der Kommunikation zwischen den Verwaltungen und den Bürgern bei.

4.

Die zurzeit erfreulicherweise in der Tat erheblichen Steuermehreinnahmen sind im Wesentlichen der allgemein guten wirtschaftlichen Lage in Deutschland geschuldet. Diese Lage und

damit die Höhe des Steueraufkommens kann sich auch wieder ändern. Selbst das derzeitige Steueraufkommen erlaubt es den Kommunen aufgrund ihrer ständig wachsenden Belastungen

insbesondere im Sozial- und Bildungsbereich jedenfalls nicht, auf die Beitragsfinanzierung für die Verbesserung und Erneuerung von Ortsstraßen und beschränkt öffentlichen Wegen

zu verzichten.

Eine Finanzierung der hier in Rede stehenden Maßnahmen aus allgemeinen Haushaltsmitteln des Staates bzw. der Kommunen würde daher eine Erhöhung der Steuern zu Lasten der

Allgemeinheit bedingen. Darüber hinaus würde der mit einer Abschaffung der Straßenausbaubeiträge verbundene Systemwechsel zu erheblichen Ungerechtigkeiten führen. Den Anliegern,

die bereits Beiträge für den Ausbau ihrer Straße bezahlt haben, dürfte kaum zu vermitteln sein, dass sie nun auch noch den Ausbau weiterer Ortsstraßen durch höhere Steuern mitfinanzieren

müssten.

5.

Die bayerischen kommunalen Spitzenverbände - hier der Bayerische Gemeindetag und der Bayerische Städtetag - sind die Interessenvertretung von 2056 bayerischen Gemeinden

und Städten. Sie sind für die Politik unverzichtbare Partner im Bereich der Gesetzgebung, für den ihnen aus guten Gründen ein Anhörungsrecht eingeräumt ist. Es ist Sache der handelnden

Politiker, die Argumente der kommunalen Spitzenverbände im Hinblick auf das gesamtstaatliche Interesse im Rahmen der verfassungsrechtlichen Bestimmungen sachgerecht abzuwägen.

Der Vorwurf, dass Regierung und Parteien von den kommunalen Spitzenverbänden in "Geiselhaft" genommen würden, ist nicht nachvollziehbar und entbehrt jeder sachlichen Grundlage.

Die SPD-Fraktion im Bayerischen Landtag nutzt für ihre Meinungsbildung in kommunalen Fragen und für Regelungen mit Auswirkungen auf die Kommunen zudem die Kompetenz der

Sozialdemokratischen Gemeinschaft für Kommunalpolitik (SGK), in der sich die sozialdemokratischen Mandatsträger*innen wiederfinden und artikulieren - von Mitgliedern von

Gemeinderäten kleiner Kommunen bis zum Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München.

6.

Gerade aufgrund der Klagen Betroffener hat die SPD-Fraktion die Befassung des Landtags mit dem Thema Straßenausbaubeiträge vor gut zwei Jahren durchgesetzt. Im Rahmen der

umfangreichen Beratung und unter Berücksichtigung der Ergebnisse der ebenfalls von der SPD-Fraktion eingeforderten Expertenanhörung wurde eine ganze Reihe von Verbesserungen

erörtert und letztlich auch beschlossen, um die Belastung der betroffenen Grundstückseigentümer und Erbbauberechtigten zu verringern.

Ganz wesentlich zählt dazu die Einführung der wiederkehrenden Beiträge in Art. 5 b KAG neu, die sich im Gegensatz zu den Einmalbeiträgen im niedrigen dreistelligen Bereich bewegen

und damit extreme Belastungen vermieden werden.

Den Kommunen wurde außerdem die Möglichkeit eröffnet, Beiträge zu erlassen, soweit diese das 0,4-fache des Verkehrswerts

des beitragspflichtigen Grundstücks überschreiten.

Neu eingeführt wurde durch die Gesetzesänderung die Möglichkeit der Verrentung der Beitragsschuld gem. Art. 5 Abs. 10 Satz 1 KAG neu, die danach auf bis zu zehn Jahresraten

verteilt werden kann. Während bisher hinsichtlich der Verzinsung der Beitragsschuld § 238 der Abgabenordnung entsprechend galt, woraus sich ein Zinssatz von 6 Prozent p.a. ergab,

gilt nun gem. Art. 5 Abs. 10 Satz 4 KAG neu eine eigene, wesentlich günstigere Zinsregelung. Demnach beträgt die Zinshöhe  2 Prozent über dem Basiszinssatz gem. § 247 Abs. 1 BGB,

der aktuell - 0,88 Prozent ausmacht; die sich daraus ergebende Zinshöhe würde also derzeit 1,12 Prozent betragen - also ganz erheblich weniger als nach der alten Regelung.

Auch die neu eingeführte Möglichkeit der Hinzurechnung gemeindlicher Werk- und Dienstleistungen sowie von kommunalen Materialkosten zu den abrechnungsfähigen Kosten

(anstelle der Kosten der andernfalls von Unternehmen zu erbringenden teureren Leistungen) gem. Art. 5 Abs. 1 Satz 2 KAG neu kann zu einer weiteren Entlastung der Beitragspflichtigen

führen.

Auch die in Art. 5 b Abs. 3 KAG neu auf 25 Prozent festgelegte Eigenbeteiligung der Kommune stellt eine Verbesserung dar.

Für die Erhebung von Beiträgen und Abgaben gilt ganz allgemein, dass diese zur Finanzierung kommunaler Aufgaben in der Reihenfolge den Steuern vorgehen.

Die Höhe von Beiträgen und Abgaben ergibt sich daraus, in welchem Umfang die jeweilige Kommune im Rahmen ihres Rechts zur kommunalen Selbstverwaltung Maßnahmen zur

Schaffung bzw. Verbesserung ihrer Infrastruktur durchführt. Dies bleibt der Willensbildung auf kommunaler Ebene überlassen. Dabei gilt für Benutzungsgebühren das

strenge Kostendeckungsprinzip, das bei der Gebührenkalkulation zu berücksichtigen ist, was von den Rechtsaufsichtsbehörden regelmäßig überprüft wird.

Da Gebühren nur für die tatsächliche Inanspruchnahme von Leistungen erhoben werden, hat der Bürger es hier selbst in der Hand, ob er sparsam oder weniger sparsam solche

Leistungen in Anspruch nimmt.

Die Abgabenbelastung wird wesentlich durch die Gegebenheiten und Ansprüche vor Ort und die sich daraus ergebenden Maßnahmen bestimmt. Eine staatliche Regulierung würde

eine verfassungsrechtlich unzulässige Einschränkung des Rechts auf kommunale Selbstverwaltung bedeuten. Sie können daher jedenfalls von der SPD-Fraktion im Bayerischen Landtag

keine Vorschläge zur Minderung/Abschaffung solcher Belastungen erwarten.

Natürlich spielt auch die allgemeine Kostenentwicklung eine entscheidende Rolle; auch auf sie kann die Landespolitik keinen unmittelbaren Einfluss nehmen.

Ich hoffe, Ihre Fragen damit erschöpfend beantwortet zu haben.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Paul Wengert, MdL

Altoberbürgermeister
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